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Zusammenstellung 


des 

Entwurfs eines Gesetzes 

über die vorläufige Aufstellung und Ausführung des 
Bundeshaushaltsplans und über die vorläufige Rechnungs- 
prüfung sowie über die vorläufige Haushaltsführung im 
Rechnungsjahr 1949 (Vorläufige Haushaltsordnung und 
vorläufiges Haushaltsgesetz 1949) 

- Nr. 223 der Drucksachen - 

mit den 

Beschlüssen des 10 . Ausschosses 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes über 
die vorläufige Auf stellun g und 
Ausführung des Bundeshaus- 
haltsplans und über die vor- 
läufige Rechnungsprüfung so- 
wie über die vorläufige Haus- 
haltsführung im Rechnungs- 
jahr 1949 (Vorläufige Haus- 
haltsordnung und vorläufiges 
Haushaltsgesetz 1949) 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit ver- 
kündet wird: 

^ § 1 

(1) Für die Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans und seine Ausfüh- 
rung, für die Bewirtschaftung der 
Mittel und für die Oberwadiung 
der Haushalts- und Wirtschafts- 
führung gelten bis auf weiteres 
die Vorschriften der Reichshaus- 
haltsordnung und die zu ihrer 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über 
die Aufstellung und Ausfüh- 
rung des Bundeshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 
1949 sowie über die Haus- 
haltsführung und über die 
vorläufige Rechnungsprüfung 
im Bereich der Bundesverwal- 
tung (Haushaltsgesetz 1949 
und Vorläufige Haushaltsord- 
nung) 

Der Bundestag hat das folgende 
Gesetz beschlossen : 

§ 1 

(1) Für die Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans und seine Aus- 
führung, für die Bewirtschaftung 
der Mittel und für die Überwa- 
chung der Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung gelten die Vorschrif- 
ten der Reichshaushaltsordnung 
und die zu ihrer Ergänzung und 
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Entwurf 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 


Ergänzung und Durchführung er- 
lassenen Bestimmungen entspre- 
chend, soweit sie nicht dem Grund- 
gesetz widersprechen oder in diesem 
Gesetz etwas anderes bestimmt ist. 


(2) Für die Rechnungsprüfung im 
Aufgabenbereich der Bundesver- 
waltung gelten bis auf weiteres die 
Vorschriften des Gesetzes des Wirt- 
schaftsrats über die Errichtung eines 
Rechnungshofs für das Vereinigte 
Wirtschaftsgebiet vom 3. Novem- 
ber 1948 (WiGBl. S. 115) mit Aus- 
nahme des § 10; § 3 Absatz 2 
dieses Gesetzes ist mit der Maß- 
gabe anzu wenden, daß, wenn 
Länder auf den hier bezeichneten 
Gebieten auch eigene Haushalts- 
mittel auf wenden, die Prüfung 
durch den Rechnungshof gemein- 
sam mit den obersten Rechnungs- 
prüfungsbehorden dieser Lander 
durchzuführen ist, sofern diese 
obersten Prüfungsbehörden nicht 
auf ihre Beteiligung verzichten. 
Der durch dieses Gesetz errichtete 
Rechnungshof übernimmt bis auf 
weiteres die Aufgaben des Bundes- 
rechnungshofs. Er hat auch die 
Rechnungsprüfung der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
zu Ende zu führen. 

(3) Bei der Anwendung der in 
Absatz 1 und 2 genannten Vor- 
schriften treten an die Stelle 


Durchführung erlassenen Bestim- 
mungen in der am 8. Mai 1945 
gültigen Fassung entsprechend, 
soweit sie nicht dem Grund- 
gesetz widersprechen oder in die- 
sem Gesetz etwas anderes bestimmt 
ist. 

(2) Für die Rechnungsprüfung im 
Aufgabenbereich der Bundesver- 
waltung gelten bis auf weiteres die 
Vorschriften des Gesetzes des 
Wirtschaftsrats über die Errichtung 
eines Rechnungshofs für das Ver- 
einigte Wirtschaftsgebiet vom 3. 
November 1948 (WiGBl. S. 115) 
mit Ausnahme des § 10; § 3 Ab- 
satz 2 dieses Gesetzes ist mit der 
Maßgabe anzuwenden, daß, wenn 
Länder auf den hier bezeichneten 
Gebieten auch eigene^ Haushalts- 
mittel aufwenden, die Prüfung 
durch den Rechnungshof gemein- 
sam mit den obersten Rechnungs- 
prüfungsbehörden dieser Länder 
durchzuführen ist, sofern diese 
obersten Prüfungsbehörden nicht 
auf ihre Beteiligung verzichten. 
Der durch dieses Gesetz errichtete 
Rechnungshof übernimmt bis auf 
weiteres die Aufgaben des Bundes- 
rechnungshofes. Er hat auch die 
Rechnungsprüfung der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
zu Ende zu führen. 

(3) Bei der Anwendung der in 
Absatz 1 und 2 genannten Vor- 
schriften treten an die Stelle 


a) 


b) 

c) 


d) 

e) 


des Reichs* 
der Verwaltung des 
Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets : 

des Reichspräsidenten: 

des Reichstags: 
des Wirtschaftsrats: 

des Reichsrats: 
des Landerrats : 

des Reichskanzlers, 
des Vorsitzers des 
Verwaltungsrats: 


! die Bundes- 
republik 
Deutschland, 

der Bundes- 
prasident, 

j der Bundestag, 
| der Bundesrat, 

} der Bundes- 
kanzler, 


f) 

g) 


der Reichsregierung* 1 
des Verwaltungsrats* j 

des Reichsministers ^ 
der Finanzen I 

des Direktors derVer- i 
waltung für Finanzen J 


die Bundes- 
regierung, 

der Bundes- 
minister der 
Finanzen, 


a) 


b) 

c) 


des Reichs, 
der Verwaltung des 
Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets : 

des Reichspräsidenten* 

des Reichstags, 
des Wirtschaftsrats. 


I die Bundes- 
republik 
Deutschland, 

der Bundes- 
prasident, 

J der Bundestag, 


d) des Reichsrats : 
des Landerrats: 

e) des Reichskanzlers 
des Vorsitzers des 
Verwaltungsrats 


I der Bundesrat, 

} der Bundes- 
kanzler, 


f) der Reichsregierung: 1 die Bundes- 
des Verwaltungsrats / regierung, 

g) des Reichsmmisters 
der Finanzen, 
des Direktors der Ver- 
waltung für Finanzen 


I der Bundes- 
J, minister der 
Finanzen, 
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Beschlüsse des 10. Ausschusses 


h) der Reichsminister : ^ „ j h) der Reichsminister: ^ 

der Direktoren der l üle un es ’ der Direktoren der L “ie Bundes- 
verwaltungen: j mmister ’ Verwaltungen: J minister, 


i) der Reichsbehorden 
oder der Obersten 
Reichsbehorden . die Bundes- 

der Verwaltungsstellen behorden oder 
oder der Obersten die Obersten 

Verwaltungsstellen Bundes- 

der Verwaltung des behorden, 

Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets : 


i) der Reichsbehörden ^ 
oder der Obersten 
Reichsbehorden : d le Bundes- 

der Verwaltungsstelle behorden oder 

oder der Obersten l d| e Obersten 
Verwaltungsstellen Bundes- 

der Verwaltung des behorden, 

Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets: 


k) des Rechnungshofs 
des Deutschen Reichs 
oder seines Präsiden- der Bundes- 

ten • rechnungshof 

des Rechnungshofs im oc j er sein 

Vereinigten Wirt- Präsident, 

schaftsgebiet oder 
seines Präsidenten: 


k) des Rechnungshofs 
des Deutschen Reichs 
oder seines Präsiden- 
ten* 

des Rechnungshofs im 
Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet oder 
seines Präsidenten: 


der Bundes- 
rechnungshof 
oder sein 
Präsident. 


§ 2 

Der Bundeshaushaltsplan gliedert 
sich bis auf weiteres in folgende 
Einzelpläne: 


Einzelplan 

I 

— Bundesprasident und 
Prasidialamt — 

” 

II 

— Bundestag — 


III 

— Bundesrat — 

” 

IV 

— Bundeskanzler und 
Bundeskanzleramt — 


V 

— Bundesministerium 
für Angelegenheiten 
des Marshallplans — 


VI 

— Bundesministerium 
des Inneren — 

- 

VII 

— Bundesministerium 
der Justiz — 


VIII 

— Bundesministerium 
der Finanzen — 

n 

IX 

— Bundesministerium 
für Wirtschaft — 

•> 

X 

— Bundesministenum 
für Ernährung, 
Landwirtschaft und 
Forsten — 

77 

XI 

— Bundesministerium 
für Arbeit — 

” 

xn 

— Bundesministerium 
für Verkehr — 

” 

xm 

— Bundesministerium 
für Post- und 

Fern melde wesen — 


XIV 

— Bundesministerium 
für Wohnungsbau — 


XV 

— Bundesministerium 
für Angelegenheiten 
der Vertriebenen — 

17 

XVI 

— Bundesministerium 
für Gesamtdeutsche 
Fragen — 


§ 2 

Der Bundeshaushaltsplan gliedert 
sich bis auf weiteres in folgende 
Einzelpläne: 

Einzelplan I — Bundesprasident und 
Bundesprasidialamt — 
„ II — Bundestag — 

„ II a — Bundesversamm- 

lung — 

„ III — Bundesrat — 

„ IV — Bundeskanzler und 

Bundeskanzleramt — 
„ V — Bundesministerium 

für Angelegenheiten 
des MarshaJlplans — 
„ VI — Bundesmmistenum 

des Innern — 

„ VII — Bundesministerium 

der Justiz — 

„ VIII — Bundesministerium 

der Finanzen — 

„ IX . — Bundesministenum 

für Wirtschaft — 


IX a 

— Fachstellen im 

Bereich der gewerb- 
lichen Wirtschaft — 

X 

— Bundesministerium 
für Ernährung, 
Landwirtschaft und 
Forsten — 

XI 

— Bundesministerium 
für Arbeit — 

XII 

— Bundesministerium 
für Verkehr — 

XIII 

— Bundesministerium 
für das Post- und 
Fern melde wesen — 

XIV 

— Bundesministerium 
für Wohnungsbau — 

XV 

— Bundesministerium 
für Angelegenheiten 
der Vertriebenen — 

XVI 

— Bundesministerium 
für Gesamtdeutsche 
Fragen — 
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Einzel plan XVII — Bundesministerium 
für Angelegenheiten 
des Bundesrats — 

„ XX — Bundesrechnungs- 

hof — 

„ XXI — Bundesschuld — 

„ XXn — Sonderhaushalt 

(Besatzungskosten) — 
XXIII — Allgemeine Finanz- 
verwaltung — 

„ XXV — Finanzielle Hilfe für 

die Stadt Berlin — 


§ 3 

Für die Bundesverwaltungen, die 
an die Stelle der entsprechenden 
Verwaltungen des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets getreten sind, bildet 
der durch das Gesetz des Wirt- 
schaftsrats vom 22. Juli 1949 
(WiGBl. S. 187) festgestellte Haus- 
haltsplan der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets für das 
Rechnungsjahr 1949 nebst den 
Änderungen und Ergänzungen, die 
in den durch die Gesetze des Wirt- 
schaftsrats vom 15. August und 
vom 26. August 1949 (WiGBl. 
S. 236 und S . 302) festgestellten 
Nachtragsplänen enthalten sind, 
die vorläufige Grundlage für ihre 
Haushalts- und Wirtschaftsführung 
im Rechnungsjahr 1949 nach Maß- 
gabe der nachfolgenden Vor- 
schriften. 

§ 4 

(1) Von den im Haushaltsplan (§ 3) 
veranschlagtenHaushaltseinnahmen 
gelten ohne Rücksicht auf die 
Fälligkeit als solche des Bundes 
die vom 21. September 1949 an 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

Einzel plan XVII — Bundesministerium 
für Angelegenheiten 
des Bundesrats — 

» XX — Bundesrechnungs- 

hof — 

„ XXI — Bundesschuld — 

„ XXn — Sonderhaushalt 

(Besatzungskosten) — 
„ XXIII — Allgemeine Finanz- 

verwaltung — 

„ XXV — Finanzielle Hilfe für 

die Stadt Berlin — 

„ XXVI — In der Abwicklung 

oder in der Über- 
führung befindliche 
Einrichtungen der 
Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschafts- 
gebiets — 

§ * a 

Die Haushalts- und Wirtschafts- 
führung im Bereich der Bundes- 
post und derBundesbahn regelt sich 
bis auf weiteres nach den für 
diese Verwaltungen geltenden Son- 
dervorschriften, wie sie bis zum 

20. September 1949 im Vereinig- 
ten Wirtschaftsgebiet gegolten 
haben. 

§ 3 

Für die Bundesverwaltungen, die 
an die Stelle der entsprechenden 
Verwaltungen des Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiets getreten sind, bildet 
der durch das Gesetz d dcs Wirt- 
schaftsrats vom 22. *Juli 1949 
(WiGBl. S. 187) festgestellte Haus- 
haltsplan der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets für das 
Rechnungsjahr 1949 nebst den Än- 
derungen und Ergänzungen, die 
in den durch die Gesetze des 
Wirtschaftsrats vom 1 5. August und 
vom 26. August 1949 (WiGBl. 
S. 236 und 302) festgestellten Nach- 
tragsplänen enthalten sind, die 
Grundlage für ihre Haushalts- und 
Wirtschaftsführung im Rechnungs- 
jahr 1949 nach Maßgabe der nach- 
folgenden Vorschriften. 

§ 4 

(1) Von den im Haushaltsplan (§ 4) 
veranschlagten Haushaltseinnahmen 
gelten ohne Rücksicht auf die Fällig- 
keit als solche des Bundes die vom 

21. September 1949 an aufkom- 
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aufkommenden Beträge; maß- 
gebend ist der Tag des Eingangs 
der Zahlung bei der Kasse. 

( 2 ) Die im Haushaltsplan (§ 3) ver- 
anschlagten Haushaltsausgaben wer- 
den ohne Rücksicht auf die Fällig- 
keit vom 21 . September 1949 an 
aus Mitteln des Bundes bestritten. 

(3) Entsprechendes gilt für die in 
den Haushaltsplänen der Länder 
der französischen Zone veranschlag- 
ten Haushaltseinnahmen und Haus- 
haltsausgaben gleicher Art, die bis 
zu einer anderweitigen Regelung 
von den Ländern für Rechnung 
des Bundes erhoben und geleistet 
werden. 

§ 5 

(1) Als Haushaltsansätze des Haus- 
haltsplan (§ 3) gelten die im Haus- 
haltsplan der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets vorge- 
sehenen Jahresbeträge der Haus- 
haltseinnahmen und der Haushalts- 
ausgaben, vermindert um die bis 
zum 20 . September 1949 aufge- 
kommenen Haushaltseinnahmen 
und geleisteten Haushaltsausgaben. 
Ein nach dem Abschluß der Haus- 
haltsrechnung der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets ver- 
bleibender ^Überschuß oder Fehl- 
betrag ist in der Bundeshaushalts- 
rechnung 1949 vorzutragen. 


( 2 ) Die Haushaltsansätze erhöhen 
sich um die Beiträge der Haushalts- 
einnahmen und Haushaltsausgaben, 
die vom 2 [.September 1949 an von 
den Ländern der französischen Zone 
für Rechnung des Bundes verein- 
nahmt und verausgabt werden. 

(3) Haushaltsansätze dürfen vom 
2 1 . September 1 94 9 an insoweit nicht 
mehr in Anspruch genommen wer- 
den, als die Voraussetzungen für 
deren Bewilligung durch den an- 
deren Organisationsaufbau der Bun- 
desverwaltung weggefallen sind. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

>i 

men den Beträge; maßgebend ist 
der Tag des Eingangs der Zahlung 
bei der Kasse. 

( 2 ) Die im Haushaltsplan (§ 4 ) ver- 
anschlagten Haushaltsausgaben wer- 
den ohne Rücksicht auf die Fällig- 
keit vom 21 . September 1949* an 
aus Mitteln des Bundes bestritten. 

(3) Entsprechendes gilt für die in 
den Haushaltsplänen der Länder 
der französischen Zone veranschlag- 
ten Haushaltseinnahmen und Haus- 
haltsausgaben gleicher Art, die bis 
zu einer anderweitigen Regelung 
von den Ländern für Rechnung 
des Bundes erhoben und geleistet 
werden. 

§ 5 

( 1 ) Als Haushaltsansätze des Haus- 
haltsplans (§ 4 ) gelten die im Haus- 
haltsplan der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets vorge- 
sehenen Jahres betrüge derHaushalts- 
einnahmen und der Haushaltsa^ s- 
gaben, einschließlich der aus dem 
Rechnungsjahr 1948 übertragenen 
Reste, vermindert üm die bis zum 

20 , September 1949 auf gekomme- 
nen Haushaltseinnahmen und ge- 
leisteten Haushaltsausgaben sowie 
um die auf das Rechnungsjahr 
1949 erfolgten Vorgriffe. Ein nach 
dem Abschluß der Haushaltsrech- 
nung der Verwaltung des Verei- 
nigten Wirtschaftsgebiets verblei- 
bender Überschuß oder Fehlbetrag 
ist in der Bundeshaushaltsrechnung 
1949 vorzutragen. 

( 2 ) Die Haushaltsansätze erhöhen 
sich um die Beträge der Haushalts- 
tinnahmen und Haushaltsausgaben, 
die vom 21 . September 1949 an 
von den Ländern der französischen 
Zone für Rechnung des Bun- 
des vereinnahmt und verausgabt 
werden. 

(3) Haushaltsansätze dürfen vom 

21. September 1949 an insoweit 
nicht mehr in Anspruch genommen 
werden, als die Voraussetzungen 
für deren Bewilligung durch den 
anderen Organisationsaufbau oder 
durch Veränderungen im Zustän- 
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§ 6 

(1) Die Haushaltsausgaben sollen 
bei den einzelnen Ausgabetiteln des 
Haushaltsplans monatlich den Be- 
trag nicht übersteigen, der einem 
Monatsbetrag des Haushaltsansatzes 
(§§ 3 bis 5) entspricht; diese Ein- 
schränkung gilt nicht für die Em- 
zelpläne Allgemeine Finanzverwal- 
tung, Haushalt der Schuld, Sonder- 
haushalt (Besatzungskosten), Haus- 
halt der Finanzhilfe für die Stadt 
Berlin und sonstige Bewilligungen, 
bei denen Ausgaben nicht in regel- 
mäßigen Zeitabschnitten, sondern 
unregelmäßig nadi Bedarf geleistet 
werden müssen. Der Bundesmi- 
nister der Finanzen kann bei der 
Bereitstellung der Betriebsmittel 
nähere Bestimmungen über die Ver- 
wendung der Mittel treffen. Er 
kann den monatlichen Grenzbetrag 
für einzelne Ausgabetitel oder für 
bestimmte Gruppen von solchen 
anders festsetzen. Er kann auch die 
Inanspruchnahme von Mitteln bei 
einzelnen Ausgabetiteln von seiner 
Zustimmung abhängig machen. 
Seiner Zustimmung „bedarf in jedem 
Falle die Leistung einmaliger Aus- 
gaben . 

(2) Freie oder freiwerdende Stellen 
für planmäßige Beamte dürfen nur 
mit Zustimmung des Bundesmi- 
nisters der Finanzen besetzt werden. 

§ 7 

Die Vorschriften der §§ 2, 4, 5 und 
8 des Gesetzes des Wirtschaftsrats 
über die Feststellung eines Haus- 
haltsplans der Verwaltung des Ver r 
einigten Wirtschaftsgebiets für das 
Rechnungsjahr 1949 vom 22. Juli 
1949 (WiGBl. S. 187) finden ent- 
sprechende Anwendung. 


§ 8 

(1) Die in den Einzelplänen I, II, 
III, lila, III c Kapitel 1 und III d 
des Haushaltsplans der Verwaltung 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

digkeitsbereich der Bundesverwal- 
tung weggefallen sind. 

§ 6 

(1) Die Haushaltsausgaben sollen 
bei den einzelnen Ausgabetiteln des 
Haushaltsplansmonatlich den Betrag 
nicht übersteigen, der einem Mo- 
natsbetrag des Haushaltsansatzes 
(§§ 4 bis 6) entspricht ; diese Ein- 
schränkung gilt nicht für die Ein- 
zelpläne Allgemeine Finanzverwal- 
tung, Haushalt der Schuld, Son- 
derhaushalt (Besatzungskosten), 
Haushalt der Finanzhilfe für die 
Stadt Berlin und sonstige Bewilli- 
gungen, bei denen Ausgaben nicht 
in regelmäßigen Zeitabschnitten, 
sondern unregelmäßig nach Bedarf 
geleistet werden müssen. Der Bun- 
desminister der Finanzen kann bei 
der Bereitstellung der Betriebsmit- 
tel nähere Bestimmungen über die 
Verwendung der Mittel treffen. 
Er kann den monatlichen Grenz- 
betrag für einzelne Ausgabetitel 
oder für bestimmte Gruppen von 
solchen anders festsetzen. Er kann 
auch die Inanspruchnahme von 
Mitteln bei einzelnen Ausgabetiteln 
von seiner Zustimmung abhängig 
machen. 


(2) Freie oder freiwerdende Steilen 
für planmäßige Beamte dürfen nur 
mit Zustimmung des Bundesmini- 
sters der Finanzen besetzt werden. 

§ 7 

Die Vorschriften der §§ 2, 4, 5 und 
8 sowie - unbeschadet der Vor- 
schrift in § 6 Absatz i dieses Ge- 
setzes - die Vorschriften der §§ 
6 und 7 des Gesetzes des Wirt- 
schaftsrats über die Feststellung 
eines Haushaltsplans der Verwaltung 
des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
für das Rechnungsjahr 1949 vom 
22. Juli 1949 (WiGBl. S. 187) 
finden entsprechend Anwendung. 

. S 8 

Die in den Einzelplänen I, II, Iil, 
lila, III c Kapitel 1, III d und Ille 
des Haushaltsplans der Verwaltung 
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des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
für das Rechnungsjahr 1949 be- 
reitgestellten Mittel dürfen vom 
21. September 1949 an grund- 
sätzlich nur für die Abwick- 
lung in Anspruch genommen wer- 
den. Im übrigen stehen den zustän- 
digen Bundesorganen und Bundes- 
verwaltungen Mittel aus diesen Em- 
zelplanen nur insoweit zur Verfü- 
gung . , als sie für Aufgaben benötigt 
werden, die von ihnen m der gleichen 
Weise duuhzufuhren sind, wie es 
nach der Zweckbestimmung der Haus- 
haltsansätze vorgesehen ist; die Be- 
stimmungen der §§ 4 bis 7 finden m 
diesen Fallen Anwendung. 

§ 9 

(1) Den Bundesorganen und Bun- 
desverwaltungen, für die der Haus- 
haltsplan der Verwaltung des Ver- 
einigten Wirtschaftsgebiets nicht ge- 
mäß § 3 als vorläufige Grundlage 
für ihre Haushalts- und Wirtschafts- 
führung dienen kann, weil sie nicht 
an Stelle von Organen und Verwal- 
tungen des Vereinigten Wirtschafts- 
gebiets getreten sind, werden zur 
Bestreitung ihrer Ausgaben Verfü- 
gungssummen bewilligt mit der Maß- 
gabe, daß die Ausgaben monatlich 
V 6 dieser Verfugungssummen ohne 
Zustimmung des Bundesministers der 
Finanzen nicht übersteigen dürfen; 
auch ist die Einstellung von Per- 
sonal und die Festsetzung der Be- 
züge an die Zustimmung des Bundes- 
ministers der Finanzen gebunden . 
Die Bewilligung der Verfugungs- 
summen sowie von Stellen für plan- 
mäßige Beamte erfolgt durch den 
Haushaltsausschuß des Bundestages 
und den Haushaltsausschuß des 
Bundesrats. 

(2) Bis zur Bewilligung der Ver- 
fugungssummen ist der Bundesminister 
der Finanzen ermächtigt, in dem zur 
Aufnahme der Verwaltungstätigkeit 
notwendigen Umfange Mittel vor- 
läufig vorschußweise bereitzustellen. 

§ 10 

Soweit die Ausgaben in den Ein- 
nahmen keine Deckung finden und 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 

des Vereinigten Wirtschaftsgebiets 
für das Rechnungsjahr 1949 be- 
reitgestellten Mittel dürfen vom 
21. September 1949 an grundsätz- 
lich nur für Ausgaben im Rahmen 
der Abwicklung oder Überführung 
in Anspruch genommen werden. 


§ 9 

Einnahmen und Ausgaben der 
Bundesorgane und Bundesverwal- 
tungen, für die der Haushaltsplan 
der Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebiets nicht gemäß § 4 
als Grundlage für ihre Haushalts- 
und Wirtschaftsführung dienen 
kann, weil sie nicht an Stelle von 
Organen und Verwaltungen des 
Ver eini gten Wirtsch afls gebiet getre- 
ten sind, bestimmen sich nach den 
für diese Bundesorgane und Bun- 
desverwaltungei! bewilligten Ein- 
zelplänen im Rahmen der diesem 
Gesetz als Anlage beigefügten Zu- 
sammenstellung. 


§ 10 

(i) Soweit die Ausgaben in den 
Einnahmen keine Deckung finden 
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Entwurf 

eine gesetzliche Regelung über die 
Inanspruchnahme der zum Haus- 
haltsausgleich erforderlichen, nach 
dem Grundgesetz dem Bunde zu- 
stehenden Einnahmequellen nicht 
erfolgt ist, ist der Bundesminister 
der Finanzen ermächtigt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrats von den 
Ländern die hierfür erforderlichen 
Mittel einzufordern. Den Umlage- 
schlüssel bestimmt der Bundesrat. 


§ 11 

Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, die Beträge, die 
sich für die in § 2 aufgeführten 
Einzelpläne und für den Gesamt- 
abschluß auf Grund der Vor- 
schriften in den §§ 3 bis 10 und 
unter Berücksichtigung von auf be- 
sonderem Gesetz beruhender Er- 
gänzungen oder Änderungen er- 
geben, festzustellen und einschließ- 
lich der auf Grund von § 9 be- 
willigten Stellen für planmäßige Be- 
amte bekanntzu geben. 

1 12 

Die Haushalts- und Wirtschafts- 
führung im Bereich der Bundespost 
und der Bundeseisenhahn regelt sich 
weiterhin nach den für diese Ver- 
waltungen geltenden Sondervor- 
schriften , wie sie bis zum 20. Sep- 
tember 1949 im Vereinigten Wirt- 
schaftsgebiet gegolten haben . Ferner 
finden - unbeschadet der Vorschrift 
des § 5 Absatz 2 dieses Gesetzes - 
die Vorschriften der §§ 6 und 7 des 
Gesetzes über die Feststellung des 
Haushaltsplans der Verwaltung des 
Vereinigten Wirtschaftsgebiets für das 
Rechnungsjahr 1949 vom 22. Juli 
1949 (WiGBl. S. 187) Anwendung. 


Beschlüsse des 10 . Ausschusses 

und eine gesetzliche Regelung über 
die Inanspruchnahme der zum 
Haushaltsausgleich erforderlichen, 
nach dem Grundgesetz dem Bunde 
zustehenden Einnahmequellen nicht 
erfolgt ist, ist der Bundesminister 
der Finanzen ermächtigt, im Be- 
nehmen mit dem Bundesrat 
von den Ländern die hierfür er- 
forderlichen Mittel einzufordern. 
Den Umlageschlüssel bestimmt der 
Bundesrat. 

( i ) Solange der Umlageschlüssel 
nicht bestimmt ist, wird der Bun- 
desminister der Finanzen ermäch- 
tigt, bis zur Höhe der im Haus- 
haltsplan veranschlagten Beitrags- 
ansätze von den Ländern Vor- 
schüsse auf die von ihnen nach 
Absatz i zu leistenden Beiträge 
nach einem von ihm zu bestim- 
menden vorläufigen Schlüssel ein- 
zufordern. 

§ 11 

Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt, die Beträge, die 
sich für die in § 2 aufgeführten 
Einzelpläne und für den Gesamt- 
abschluß auf Grund der Vorschrif- 
ten in den §§ 4 bis 1 1 und unter 
Berücksichtigung von auf beson- 
derem Gesetz beruhender Ergän- 
zungen oder Änderungen ergeben, 
festzustellen und bekanntzu geben. 


§ 12 entfällt 
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Entwurf 
I 13 

Der Bundesminister der Finanzen 
wird ermächtigt , zur vorübergehen- 
den Verstärkung der Betriebsmittel 
der Bundeshauptkasse Mittel bis zur 
Hohe von 500 000 000 DM im 
Wege des Kredits zu beschaffen. 

§ 14 

Die zur Durchführung dieses Ge- 
setzes erforderlichen Bestimmungen 
erläßt der Bundesminister der Fi- 
nanzen. r 

§ 15 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung 
vom 21. September 1949 in Kraft. 


Beschlüsse des 10. Ausschusses 
§ 13 entfällt 


§ 14 

Die zur Durchführung dieses Ge- 
setzes erforderlichen Bestimmungen 
erläßt der Bundesminister der 
Finanzen. 

§ 15 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wir- 
kung vom 21. September 1949 in 
Kraft. 

(2) Die Bestimmungen der §§ 4 
bis 12 haben nur Gültigkeit für 
das Rechnungsjahr 1949. 
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